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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Gründung landwirtschaftlicher Wegebau- 
Zweck verbände 

Bezug : Kleine 'Anfrage der Abgeordneten Wieninger, 
Dr. Dollinger und Genossen 
— Drucksache 1451 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt : 

Zu 1. 

Für den Ausbau befestigter landwirtschaftlicher Wirtschafts- 
wege im Rahmen des „Grünen Planes" können Gemeinden, 
Wasser- und Bodenverbände und sonstige Körperschaften des 
öffentlichen Rechts (ausgenommen Landkreise und sonstige 
Kommunal verbände) Beihilfen aus Bundeshaushaltsmitteln 
erhalten. Die Gründung landwirtschaftlicher Wegebau-Zweck- 
verbände wurde nicht engifolilen. 

Zu 2. 

trifft nicht zu, daß Verbänden die Anschaffung eigener 
Wegebaugeräte und Maschinen angeraten wurde. 

Fs war früher eine gute Übung, daß die landwirtschaftlidien 
Wirtschaftswege - insbesondere die weniger stark befall* 
renen — durch die Gemeinden mit Hilfe von Hand- und 
Spanndiensten instand gesetzt wurden. Auf diese Weise 
konnten mit wenig Geldmitteln zufriedenstellende Wegever- 
hältnisse geschaffen werden. Wenn lieute Gemeinden oder 
Verbände überhaupt noch in der Lage sind, auf solche Weise, 
also in eigener Regie, ihre einfadien Feldwege sadigemäß 
und wirtschaftlich vertretbar instand zu halten, wenn auch 
mit dem Einsatz geeigneter Geräte, so sollte eine solche 
Selbsthilfe nicht verhindert werden; sie entspricht dem Sinn 
des „Grünen Planes", der eine Hilfestellung zur Selbsthilfe 
sein soll. 
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Zu 3. 

Wie die Beantwortung zu 1. und 2. ergibt, wird einer öffent- 
lichen Regiearbeit nicht Vorschub geleistet. In deji Richtlinien 
für die Verwendung der Bundeshaushaltsniittel „Grüner Plan" 
zur Förderung des landwirtschaftlichen WirtscJraftswegebaues 
ist festgelegt worden, daß die geförderten Bauvorhaben nach 
der Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) zu vergeben 
und clurchzuführen sind, wobei in der Regel öffentlich ausge- 
schrieben werden soll. Die Durchführung in einer Regie ist 
nur dann zulässig, wenn eine sadigeinäße Ausführung der 
Bauvorhaben in jeder Hinsicht, also auch wirtschaftlich gewälir- 
leistet ist. Tatsächlich besdiränkt sidi der Wegebau in Regie 
der Gemeinden nur auf Ausnahmefälle. Sie hat auch nur 
einen besdieidenen Umfang angenommen und verringert sich 
von Jahr zu Jahr. 

Zn 4. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß durch die bis- 
herige Handhabung beim Einsatz der Mittel des „Grünen 
Planes” berechtigte Interessen der freien Wirtsdiaft nicht 
geschädigt, sondern im Gegenteil erheblich gefördert wurden, 
und will das bisher geübte Verfahren audi beibehalten. 
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